
 

 
 

 
 

 
  

 
      

 
                 

 
 

 

 

   
   

  
 

       
      

         
     

 
      

    
 

     
   

Amtsblatt 
der 

Stadt Brilon / Hochsauerland 

Amtliches Veröffentlichungsorgan der Stadt Brilon 
Herausgeber: Stadt Brilon, Der Bürgermeister, Am Markt 1, 59929 Brilon 

Bezug durch die Stadtverwaltung, Fachbereich 1 

Nr. 7 Brilon, 05. Mai 2021 Jahrgang 51 

I N H A L T : 

1. Bekanntmachung des Zweckverbandes Volkshochschule Brilon-Marsberg-Olsberg 
über den abschließenden Bestätigungsvermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
zur Prüfung der Jahresabschlusses 2019 

2. 103. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon im Bereich 
der Kernstadt, Bereich "Streitfeld" und Bebauungsplan Brilon-Stadt Nr. 129 a 
“Streitfeld“ - Öffentliche Auslegung der Planentwürfe mit ihren Bestandteilen und 
Anlagen gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 

3. Bekanntmachung über die Teileinziehung der Wegeparzelle „Aufm Warenberg“, 
Gemarkung Altenbüren, Flur 6, Flurstück 66 

4. Bekanntmachung über die Teileinziehung der Wegeparzelle „Oststraße“, Gemarkung 
Brilon, Flur 62, Flurstück 1043 



gpaNRW 

Abschließender Vermerk der gpaNRW 

Die gpaNRW ist gemäß§ 10& Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche. Abschlussprüferin des Betriebes Volkshochschul­
Zweckverband Brilon - Marsberg - Olsberg. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2019 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Audax, Arnsberg, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 10.p7.2020 den nachfolgend dargestellten Bestätigungsvermerk erteilt . 

•Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

an den Zweckverband Volkshochschule Brilon-Marsberg-Olsberg 

Prüfungsurteile 

Ich habe den Jahresabschluss des Zweckverbandes Volkshochschule Brilon-Marsberg-Olsberg, 
Brilon, beslehend aus der Bilanz zum 31.12,2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus habe ich den Lagebericht des 
Zweckvertlandes Volkshochschule Brilon-Marsberg-Olsberg für das Geschäftsjahr vom 01.01 .2019 
bis zum 31.12.2019 geprüft. 

Nach meiner Beurteilung aufgrand der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntn·isse 

• _entspricht der beigefügte Jahresabschluss in a.llen wesentlichen Belangen den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i. V. m. den 
einschlägiger., deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild derVermögens- und Finanzlage des 
Eigenbetriebs zum 31.12:2019 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2019 bis zum 31.12.2019 und 

• vermittelt der beigefügte lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lageberi•cht in Einklang mit-dem 
Jahresabschluss, entspricht den Vorsqhriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen und stellt die Chancen un'd Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß§ 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit§ 317 
HGB und § 103 GO NRW unter Beachtung der vom lnstitut·derWirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
.deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt • Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts'" meines Bestätigungsvermerks weitergehend 
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beschrieben. Ich bin von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtllchen Vorschriften und habe meine sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die 
von mir erlangten Prüfungsnachweise a.usreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-W estfalen in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhäitnissen. 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 

mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - be3bsichtig)en 
oder unbeabsichtigten - fälschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstät igkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 
auf der Grundlage des Rechnungsfegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechUiche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild yon der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundesl.andes Nordrhein-Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen irm Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers·für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob derJahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen • beabsichtigte_n oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und 
ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs· vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der E igenbetriebsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken derzukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der meine Prüfungsurteile zum 
Jahre.sabschluss und zum Lagebericht beinhalt?t. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherhei t, aber keine Garantie dafür, dass eine In 
Übereinstimmung mit§ 317 HGB und§ 103 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen.Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsch·e Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren urid werden als wesentlich angesehen, wenn 
vemünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• . identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter -
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, plane und führe 

Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risik.en durch sowie erlange Prüfungsnachweise, 
die ausreich·end und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prün,mgsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höherals bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen intemer Kontrollen beinhalten können. 

• gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem u_nd den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen Z1J planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel. ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit ,dieser 
Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes d er Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der.Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls ich zu dem Schluss komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht. bin ich 
verpflichtet. im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und 

im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, mein 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich ziehe meine Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum meines Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegeöenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb 
seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 2Ugrundeliegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, d'ass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 
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• beurteile ,ich den Einklang des Lageberichts m it dem Jahresabschluss, seine . 

Gesetzesentsprechung und das von ihm verm ittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 
• führe ich Prüfungshandlungen zu den von dem gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteile die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorient ierten Angaben sowie zu den · 

zugrundeliegenden Annahmen gebe ich nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares 
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zei1planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die ich während meiner Prüfung feststelle." 

Die gpaNRW hatden Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Audax ausgewertet unä 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers .wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß§ 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO} ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 

Herne, den 08.03.2021 

gpaNRW 

' 
Im Auftrag GPANllW 
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Bekanntmachung 

103. Änderung des wirksamen 
Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon 

im Bereich der Kernstadt, 
Bereich "Streitfeld" 

und 

Bebauungsplan Brilon-Stadt 
Nr. 129 a "Streitfeld" 

Öffentliche Auslegung der Planentwürfe mit ihren Bestandteilen und Anlagen 

gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 27. August 2020 die Aufstellung der 
103. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon im Bereich der Kemstadt, 
Bereich "Streitfeld' , und die parallele Neuaufstellung des Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 129a 
"Streitfeld" gemäß§ 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 

Im Rahmen der dyrch den Rat der Stadt Brilon am 24.03.2021 besc_hlossenen Delegation gemäß 
§ 60 (2) Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beschließt der Haupt- und 
Finanzausschuss der Stadt Brilon die Beteiligung der Öffentlichkeit durch die einmonatige 
Offenlegung der Planentwürfe mit ihren Bestandteilen und Anlagen gemäß § 3 (2) BauGB für die 
103. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon im Bereich der Kemstadt, 
Bereich "Streitfeld", und den Bebauungsplan Brilon-Stadt Nr. 129 a "Streitfeld". 

Ziel der Planverfahren ist es, einem an der Möhnestraße ansässigen Unternehmen zur Sicherung 
seines Betriebsstandortes eine gewerblic~e Erweiterungsfläche zur Verfügung zu stellen. Das 
Plangebiet des Bebauungsplanes umfasst neben dem westlichen Bereich der ehemaligen 
Klärteiche (Gemarkung Brilon, Flur 8, Flurstück 470) und den südlich angrenzenden Grundstücken 
(Parzellen 487 und 492) auch Teile der Straße Ostring (Parzellen 493, 484 und 483), die die 
südliche Plangebietsgrenze bildet. Der Änderungsbereich des Flächennutzungsplanes umfasst in 
der Gemarkung Brilon, Flur 8 die Flurstücke 470, 487, 486, 356 und 475. Zur Schaffung der 
planurrgsrechtlichen Voraussetzungen soll im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brilon 
eine ca. 1,5 ha große "Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung -Abwasser-" in 
eine "Gewerbliche Baufläche (G)" gleicher Größe umgewandelt werden. Parallel dazu wird mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 129 a "Streitfeld" ein -GE- Gewerbegebiet 
festgesetzt. 

Zur Beteiligung der Öffentlichkeit und entsprechend des Beschlusses des Haupt- und 
Finanzausschusses vom 29.04.2021 liegen folgende Planunterlagen: 

• Zeichnerische Darstellung der 103. FNPÄ 
• Planentwurf des BPlanes Nr. 129 a 
• Planbegründung zur 103. FNPA 
• Planbegründung zum BPlan Nr. 129 a 
• Umweltbericht zur Aufstellung des BPlans Nr. 129 a in Verbindung mit der 103. FNPÄ 
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• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des BPlans Nr. 129 a in Verbindung mit 
der 103. FNPA 

• Übersichtskarte Plangebietsabgrenzung 103. FNPA 
• Übersichtskarte Plangebietsabgrenzung BPlan Nr. 129 a 
• Immissionsschutz-Gutachten 
• Gefährdungsabschätzung Deponie 

gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 

17. Mai bis einschließlich 18. Juni 2021 

zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Stadt Brilon, Am Markt 1, Fachbereich IV -Bauwesen-, 
Abteilung Stadtplanung, Vorraum zu Zimmer 32, während der Dienststunden (montags bis 
mittwochs 8.30- 12.30 Uhr und 14.00 - 15.45 Uhr, donnerstags 8.30 - 12.30 Uhr und 14.00 - 18.00 
Uhr und freitags 8.30-13.00 Uhr) öffentlich aus. Ein Einblick in die der Planung zugrunde liegenden 
Vorschriften (Gesetze, Verordnungen und Erlasse) ist hier möglich. Eine Einsichtnahme ist nur 
nach vorheriger Terminvereinbarung möglich (s. Hinweis unten). 

Die aktuelle Version der Offenlegungsunterlagen und ein Exemplar dieser Bekanntmachung 
können zusätzlich über das Internetportal der Stadtplanungsabteilung der Stadt Brilon 

• https: /lwww.stadtplanung-brilon.de 

unter der Rubrik "Aktuelle Bürgerbeteiligungen", unter Öffentliche Auslegung, Unterpunkte 
Bebauungspläne bzw. Flächennutzungsplan/ - Änderungen, (für den Zeitraum der Offenlegung) 
eingesehen werden. 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen/ Stellungnahmen sind verfügbar: 

Art der vorhandenen 
Information Urheber Thematischer Bezug 

Umweltbericht zur Auf-
stellung des BPlans 
Nr. 129 a in Verbir.idung 
mit der 103. FNPÄ 
inkl. Eingriffs- und 
Ausgleichsbewertung I 
Teil II 

Büro für 
Landschaftsplanung 
Bertram Mesterman n, 
Warstein-Hirschberg 

Beschreibung der Veranlassung und der 
Aufgabenstellung, Analyse der Grundstruktur 
des Untersuchungsraumes, Bestandsanalyse 
durch schutzgutbezogene Beschreibung und 
Bewertung der vorhandenen Umweltsituation, 
Konfliktanalyse des Vorhabens, Darstellung von 
Maßnahmen zur Minderung und Kompensation 
von Beeinträchtigungen sowie Aussagen zum 
Monitoring. 

· Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag zur Auf-
stellung des BPlans Nr. 
129. a in Verbindung mit. 
d~r 103. FNPÄ 

Büro für 
Landschaftsplanung· 
Bertram Mestermann, 
Warstein-Hirschberg 

Durchführung · von Artenschutzprüfungen zur 
Ermittlung und Bestandsaufnahme der im 
Untersuchungsraum vorkommenden Tier- und 
Pflanzenarten mit anschließender Beschreibung 
des Planvorhabens und der Bestandssituation. 

Stufe 1: Vorprüfung (Artenspektrum, 
Wirkfaktoren) 

Stufe II : Vertiefende Prüfung der 
Verbotstatbestände 

Ergebnis: Durch das Planvorhaben werden unter 
Anwendung der in der ASP zum BPlan 
oenannten Vermeidunasmaßnahmen keine 
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Gefährdungsabschät­
zung Kläranlage und 
Deponie Brilon 

Immissionsschutz­
Gutachten für geplante 
Gewerbeflächen im 
Bereich des 
Bebauungsplanes 129 
•streitfeld" in Brilon 

Stellungnahmen von 
Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange 

Ruhrverband E,ssen / 
Borchert + Lange 
beratende Ingenieure 
für Umwelt -t­
Geotechnik, Essen 

Uppenkamp & Partner 
- Sachverständige für 
Immissionsschutz, 
Ahaus 

a) 
Bezirksregierung 
Arnsberg, Abt. 6 
-Bergbau. u. Energie: 

b) 
Bezirksregierung 
Arnsberg, Dez. 53 
-Immissionsschutz / 
anlagenbezogener 
Umweltschutz 

c) 
Geologischer Dienst 
NRW 

d) 
Hochsauerlandkreis, 
Fachdienst 34 
-Abfallwirtschaft und 
Bodenschutz 

Fachdienst 41 
-Bauaufsicht, 
Wohnen, Immissions­
schutz - SG 41/3 
Immissionsschutz-

Verbotstatbestände gemäß § 44 (1) Nr. 1. 2, 3 
und 4 BNatSchG ausgelöst. 

Untersuchung der Untergrundverhältnisse, 
Grundwasser-, Boden- und Schlamm-analysen 
mit zusammenfassender Beurteilung 

Prognose der durch benachbarte Betriebe 
verursachten und auf die zu untersuchenden 
Bebauungsplangebiete einwirkenden Geruchs­
immissionen. 

a) 
Stellungnahme zu den bergbaulichen 
Verhältnissen und möglichen Einwirkungen im 
Plangebiet 

b) 
Einschränkungen aufgrund der Geruchshäufig­
keiten: Ausschluss der Nutzung als 
BetriebsleilE1rwohnungen/-gebäude sowie 
Gewährleistung einer ausreichenden Be- und 
Entlüftung mit geruchsfreier Frischluft. für Räume 
oder Gebäudeteile, die dem dauernden 
Aufenthalt von Menschen dienen 

c) 
Berücksichtigung verkarstungsfähiger Kalkstei­
ne unter einer Deckschicht aus Schluff 
(Hanglehm) im Zuge dßr Baugrunderkundung 

d) 
Wegen nicht auszuschließender 
Untergrundverunreinigungen im Bereich des 
verfüllten ehemaligen Klärteiches ist der 
Attlastef)frage nachzugehen. Rückbauver­
pflichtung der baulichen Anlagen im Rahmen der 
Baumaßnahme oder Flächen~rekultivierung 

Beeinträchtigung des Plangebietes durch 
Geruchsimmissionen angrenzender Betriebe -
vorrangig der Fa. Lobbe (Stratmann) 

Die vorstehend aufgelisteten Unterlagen können während der öffentlichen Auslegung eingesehen 
werden. 

Im Rahmen der Offenlegungsfrist können Stellungnahmen zum Planwerk insbesondere schriftlich, 
mündlich zur Niederschrift oder per E-Mail vorgebracht werden. Die Eingaben müssen Namen und 
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Adresse des Einwendens eindeutig erkennen lassen. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 
(2) Satz 2 Halbsatz 2 i. V. m. § 4 a (6} BauGB nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei 
der Beschlussfassung über die o. g. Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt 
Brilon deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für dle 
Rechtmäßigkeit der Bauleitpläne nicht von Bedeutung ist. 

Der Änderungsbereich des Flächennutzungsplanes und der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes sind aus den beigefügten Übersichtsplänen ersichtlich. 

1 Wichtiger Hinweis 

Aufgrund der aktuellen Gesundheitslage (Corona-Pandemie) kommt es zu 
Einschränkungen. Die Verwaltungsgebäude der Stadt Brilon sind bis auf weiteres für den 
Publikumsverkehr geschlosseo. Ein Zugang zu den Planunterfagen Ist daher nur nach 
vorheriger Terminvereinbarung per Telefon (029611794-150 Herrn Oswald) oder per E-Mail 
unter planung@brilon.de möglich. Gleiches gilt für eines persönliche Vorsprache oder 
Abgabe einerStellungnahme zur Niederschrift. 

Im Rathaus besteht regelmäßig die Pflichtzum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung. Eine 
Anmeldung im Foyer ist erforderlich. Zur Rückverfolgbarkeit werden die Kontaktdaten der 
Besucher erfasst undfiJr vier Wochen aufbewahrt. 

Bitte halten Sie den Mindestabstand von 1,50 m zu anderen Personen ein und beachten Sie 
die allgemein bekannten Regeln zur Hygiene und Desinfektion. 

Im Übrigen sind die Bestimmungen der Coronaschutzverordnung (CoronaSchVO) In der 
zum Zeitraum der Offenlegung geltenden Fassung einzuhalten. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung der PlanentwOrfe der 103. Änderung 
des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon im Bereich der Kernstadt, Bereich 
·streltfeld", und des Bebauungsplanes Brilon-Stadt Nr. 129a "Streitfeld" mit ihren Bestandteilen 
und Anlagen wird hiermit angeordnet. 

Brilon, den 30. April 2021 

Der Bürgermeister 
In Vertretung 

(R. Hu oll) 
1. Beigeordneter 
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103. Änderung des FNP in der Kernstadt 
im Bereich .Streitfeld" 
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Stadt Brilon Az. 32.91.20 
Der Bürgermeister 
Örtliche Ordnungsbehörde 

. ~::::::-.....~-.:......-
Bekanntmachung 

über die Teileinziehung der Wegeparzelle »Aufm Warenberg«, Gemarkung Altenbüren, Flur 6, 
Flurstück 66. 

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 29. April 2021 im Rah­
men der durch den Rat der Stadt Brilon am 24. März 2021 beschlossenen Delegation gemäß § 60 
Absatz 2 GO NRW beschlossen, die oben genannte Wegeparzelle in einer Größe von ca. 610 qm 
einzuziehen und den öffentlichen Verkehr auszuschließen. Die einzuziehende Fläche ergibt sich 
aus der Anlage. 

Die Einziehung wird hiermit bekannt gemacht. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver­
waltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, erheben. Die Klage kann schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden und muss den 
Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen be­
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Falls 
die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. Die Klage kann auch durch Übertragung eines 
elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von 
der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermiltlungsweg gemäß § 55a Ab­
satz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Obermittlung und Bearbeitung geeigneten techni­
schen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) vom 24. No­
vember 2017 (BGBI. 1 S. 3803). 

Brilon, den 3. Mai 2021 

Stadt Brilon 
Der Bürgermeister 

<]~·~ 
Dr. Barts! 

Anlage 

https://32.91.20
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Stadt Brilon Az. 32.91.20 
Der Bürgermeister 

; Örtliche Ordnungsbehörde 
_ .:;::::-""1„r,,.-""!lt.-.-

Bekanntmachung 

Ober die Teileinziehung der Wegeparzelle l>Oststraße«, Gemarkung Brilon, Flur 62, Flurstück 
1043. 

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Brilon hat in seiner Sitzung am 29. April 2021 im Rah­
men der durch den Rat der Stadt Brilon am 24. Mlärz 2021 beschlossenen Delegation gemäß § 60 
Absatz 2 GO NRW beschlossen, die oben genannte Wegeparzelle in einer Größe von ca. 103 qm 
einzuziehen und den öffentlichen Verkehr auszuschließen. Die einzuziehende Fläche ergibt sich 
aus der Anlage. 

Die Einziehung wird hiermit bekannt gemacht. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver­
waltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, erheben. Die Klage kann schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden und muss den 
Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen be­
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden, Falls 
die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. Die Klage kann auch durch Übertragung eines 
elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von 
der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Ab­
satz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten techni­
schen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) vom 24. No­
vember 2017 (BGBI. 1S. 3803). 

Brilon, den 3. Mai 2021 

Stadt Brilon 
Der Bürgermeister 

(]r- ,t\\ 
Dr.'~ 

Anlage 

https://32.91.20
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